Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1547 


Sachgebiet 613 


Vorblatt 


Gesetz über die Einbeziehung von Teilen des Frei- 
hafens Hamburg in das Zollgebiet 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Teile des Freihafens Hamburg dienen infolge der Entwicklung 
nur noch in Ausnahmefällen dem Umschlag und der Lagerung 
für Zwecke des Außenhandels. Die Nutzung für den Binnen- 
handel wird durch die Zugehörigkeit zum Freihafen beein- 
trächtigt. 


B. Lösung 

Diese Teile sollen Zollgebiet werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Dezember 1970 

1/4 (IV/5) — 65300 — Ha 8/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Einbeziehung von Teilen des Frei- 
hafens Hamburg in das Zollgebiet 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 359. Sitzung am 4. Dezember 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Einbeziehung von Teilen des Freihafens Hamburg 

in das Zollgebiet 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Die Teile Waltershof-West und Waltershof-Tank- 
lager des Freihafens Hamburg (Abschnitte II und III 
der Anlage zur Verordnung über die Grenze des 
Freihafens Hamburg — Freihafenteile Waltershof — 
vom 24. Mai 1968 — Bundesanzeiger Nr. 100 vom 
30. Mai 1968 — ) werden in das Zollgebiet einbezo- 
gen. Der Freihafenteil Waltershof-Ost (Abschnitt I 
der Anlage zur Verordnung über die Grenze des 
Freihafens Hamburg — - Freihafenteile Waltershof — 
vom 24. Mai 1968, geändert durch die Verordnung 
über die Änderung der Grenze des Freihafens Ham- 
burg — Freihafenteile Waltershof — vom 25. Fe- 
bruar 1969 — Bundesanzeiger Nr. 43 vom 4. März 
1969 — ) erhält die Bezeichnung Freihafen Hamburg 
— Freihafenteil Waltershof — . 


§ 2 

Die in den Freihafenteilen Waltershof-West und 
Waltershof-Tanklager beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes vorhandenen, zum Handel oder zur gewerb- 
lichen Verwendung bestimmten Waren sowie die 
zum Eigenverbrauch bestimmten unverzollten Mine- 
ralöle werden Zollgut. Das gilt nicht für Waren, die 
sich in einem zollamtlich bewilligten Freihafen-Ver- 
edelungsverkehr (§ 53 des Zollgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1970 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 529 — ) oder einer zollamtlich be- 


sonders zugelassenen Freihafenlagerung (§ 61 Abs. 2 
des Zollgesetzes) befinden oder die sonst das Zoll- 
gebiet verlassen hatten, ohne ihre Zugehörigkeit 
oder enge Beziehung zur Wirtschaft des Zollgebiets 
verloren zu haben (§ 24 Abs. 1 Nr. 2 des Zollgeset- 
zes). Unversteuerte verbrauchsteuerpflichtige Wa- 
ren gelten als eingeführt im Sinne der Verbrauch- 
steuergesetze. 

§ 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das in der Anlage schraf- 
fierte Gebiet oder Teile davon aus dem Zollgebiet 
auszuschließen und in den Freihafen Hamburg 
• — Alter Freihafen — einzubeziehen, soweit es die 
wirtschaftliche Entwicklung erfordert. 


§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


§ 5 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


2 



Gegenwärtige Zollgrenze 
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Begründung 


Zu § 1 

Nach § 59 Abs. 1 des Zollgesetzes dienen die Frei- 
häfen in erster Linie dem Umschlag und der Lage- 
rung von Waren für Zwecke des Außenhandels. 
Für diesen Zweck werden die in den Freihafentei- 
len Waltershof-West und Waltershof-Tanklager des 
neuen Freihafens Hamburg befindlichen Tank- und 
Umschiagsanlagen in nur noch geringem, weiterhin 
abnehmendem Umfang genutzt. Schon seit längerer 
Zeit können die dort befindlichen Tanklagerkapazi- 
täten zum überwiegenden Teil nur noch dadurch an- 
nähernd voll ausgenutzt werden, daß Sonderlage- 
rungen von Waren aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiets zugelassen werden. Dieser Zustand ist 
weder für die Zollverwaltung noch für die fünf Fir- 
men tragbar, deren Betriebseinrichtungen sich in 
den Freihafenteilen Waltershof-West und Walters- 
hof-Tanklager befinden. Diesen Firmen ist vielmehr 
daran gelegen, daß sie Inlandswaren freizügig la- 
gern können; für die verhältnismäßig wenigen Aus- 
landswaren kommt die Lagerung in Zollagern in 
Betracht. 

Die Gesamtfläche der Freihafenteile Waltershof- 
West und Waltershof-Tanklager von 0,492800 qkm 
soll deshalb in das Zollgebiet einbezogen werden. 
Die betroffenen Firmen haben sich mit dieser Rege- 
lung einverstanden erklärt. Die Freie und Hanse- 
stadt Hamburg hat der Einbeziehung dieser beiden 
Freihafenteile in das Zollgebiet zugestimmt. 


Zu § 2 

Durch § 2 soll die zoll- und steuerrechtliche Erfas- 
sung der in Betracht kommenden Waren sicherge- 
stellt werden. 

Zu § 3 

Die Ermächtigung bezieht sich auf die Erweiterung 
des Alten Freihafens Hamburg um ein Gebiet mit 
einer Gesamtfläche von ca. 0,370000 qkm (Kaizunge 
Toller Ort und östlicher Teil des Kohlenschiffhafens 
mit einer in der Norderelbe/Vorhafen gelegenen 
Wasserfläche), das die Freie und Hansestadt Ham- 
burg zu gegebener Zeit für die Lagerung und den 
Umschlag von Waren in Anpassung an die wirt- 
schaftliche Entwicklung des Hafens Hamburg auszu- 
bauen beabsichtigt. 

Zu § 4 

§ 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

★ 

Die durch die Ausführung des § 1 Satz 1 dieses Ge- 
setzes etwa entstehenden Kosten trägt die Freie 
und Hansestadt Hamburg. Im übrigen werden Bund, 
Länder und Gemeinden durch die Ausführung dieses 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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